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Immer mehr Rendite, immer

schneller.Was inzehnJahren ist, in-

teressiert nicht. Die Finanzmärkte

haben in den Betrieben vieles ver-

ändert. Unternehmerische Ent-

scheidungen werden kurzfristiger.

Investitionen und Innovationen

werdenheruntergefahren.DasMa-

nagement wechselt immer schnel-

ler, genauso wie die Eigentümer –

oft anonyme Fonds, die kein Ge-

sicht zeigen, für die Kennzahlen

und der schnelle Euro zählen. Und

nicht etwa Arbeit und Qualität

oder die Zukunft von Standort

und Arbeitsplätzen.

Immer mehr sind die Be-

schäftigten und ihre gewählten

Betriebsräte die Einzigen, die den

langfristigenErfolg desUnterneh-

mens im Blick haben. Diejenigen,

die über Jahrzehnte imUnterneh-

men sind und sich in Betrieb,

Branche und Produkten ausken-

nen. Warum sollten sie also nicht

ebenso viel zu sagen habenwie In-

haber mit immer kürzeremAtem,

die das Unternehmen wohlmög-

lich auf Pumpgekauft haben?Und

danndie Belegschaft die Schulden

abbezahlen lassen, um wenig spä-

termit hohemGewinn zu verkau-

fen.

Mehr Mitbestimmung. So ist es
uns passiert, beim Autozulieferer

FTE imfränkischenEbern.Wir ha-

ben daraus gelernt und auf allen

EbenenmehrMitbestimmungein-

gefordert.Wirwissen:UmBetrieb,

BeschäftigungundTarifbedingun-

gen langfristig zu sichern, brau-

chenBeschäftigte undBetriebsräte

mehr Mitbestimmungsrechte bei

Standortentscheidungen, Verkäu-

fen, aber auch bei Investitionen.

DieFrage ist: Fließtdas erwirt-

schaftete Geld in Renditen undDi-

videnden – oder in Forschung,

Entwicklung und Maschinen, die

den Unternehmenserfolg und da-

mit auchArbeitnachhaltig sichern?

Doch Druck und Erfolge im

Betrieb allein reichen hier nicht.

Dazu sindgesetzlicheÄnderungen

nötig. Derzeit haben Betriebsräte

keine wirtschaftlichen Mitbestim-

mungsrechtebei Standortentschei-

dungen und Investitionen. Und

auch in großen Unternehmen mit

paritätischemAufsichtsrat sindder

Arbeitnehmerseite die Hände ge-

bunden,weil dieKapitalseite durch

den Aufsichtsratsvorsitzenden im-

mer eine Stimme mehr hat.

WirbraucheneinVetorecht im

Aufsichtsrat bei Standortentschei-

dungen. Etwa über eine nötige

Zweidrittelmehrheit, wie es bei

Volkswagen im VW-Gesetz veran-

kert ist. Der Betriebsratmussmehr

Mitbestimmung im wirtschaftli-

chen Bereich, etwa bei Investitio-

nen, erhalten. Und schließlich ein

WiderspruchsrechtbeiVerlagerun-

gen und Schließungen.

Anteile am Unternehmen.Doch
um der menschlichen Arbeit, dem

»Humankapital«, ihren tatsächli-

chen Wert zu geben, ist nicht nur

Beteiligung anunternehmerischen

Entscheidungen nötig, sondern

auch an der Wertschöpfung, dem

Kapital selbst. Warum sollten Be-

legschaften nicht einen Anteil an

der von ihnen erwirtschafteten

Steigerung des Unternehmens-

werts erhalten, mit einem Sitz auf

der Kapitalseite im Aufsichtsrat?

Undwarumnicht gar Betriebe

komplett inBelegschaftshand?Wo-

zu anonyme Kapitaleigner, wenn

sowieso die Belegschaft die Kredite

abbezahlt? Denkbar wären etwa

Stiftungen oder Genossenschaften.

DasUnternehmenwürdenachAb-

bezahlung der Kredite der Beleg-

schaft gehören. Was erwirtschaftet

wird, bleibt im Unternehmen und

kann langfristig angelegt werden:

beispielsweise in Forschungspro-

jekte, neue Technologie, aber auch

für Betriebskindergärten.

Es gibt einige Beispiele für

Betriebe, die etwa nach einer In-

solvenz von der Belegschaft über-

nommen wurden und tatsächlich

stabiler und rentabler laufen als

zuvor. Das Problem ist derzeit

noch die Finanzierung: Beleg-

schaftseigene Stiftungen und Ge-

nossenschaften kommen schwer

an Kredite. Auch hier muss sich

dringend etwas ändern.

Unsere Zukunft
mitbestimmen
STANDPUNKT
Unternehmen agieren immer kurzsichtiger. Für das wechselnde
Management zählt die schnelle Rendite. Investitionen und Inno-
vationen bleiben auf der Strecke. Das muss sich ändern: mehr
Mitbestimmung und Beteiligung für Beschäftigte und Betriebsräte,
um die Zukunft von Betrieben und Arbeitsplätzen zu sichern.

Quelle: Statistisches Bundesamt, Infografik: Julia Buschmann

Investitionen bleiben langfristig auf der Strecke
Der Anteil der Investitionen an der Wirtschaftsleistung sinkt.
Ein Ergebnis der immer kurzfristigeren Unternehmenspolitik
(Anteil der Bruttoanlageinvestitionen am BIP in Prozent).
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Gegenleistung für Opfer. Zu-
mindest sollten Belegschaft und

Gewerkschaft die Gelegenheit

nutzen,wennderArbeitgeberZu-

geständnisse fordert – etwa den

Verzicht aufWeihnachtsgeld oder

längere Arbeitszeit. Dann sollte

die Antwort sein: »Ja, wir geben

was. Aber dafür wollen wir auch

eine Gegenleistung: mehr Mitbe-

stimmung und Beteiligung, statt

nur irgendwann Geld zurück.«

DasverstehendieBeschäftig-

ten. Etwa wenn sie sehen, dass ih-

reMaschinen immer älterwerden

und keine neuen angeschafft wer-

den. Oder wenn kein Geld mehr

in die Entwicklung fließt. Und

wenn wir einfach die Fragen stel-

len: Kann der Chef mit uns ma-

chen, was er will? Oder sind wir

beteiligt und reden mit? Wer hat

hier was zu sagen?

Mehr Macht. Um diese Macht-

frage für uns zu entscheiden,

müssen wir stark sein, mit vielen

IG Metall-Mitgliedern im Be-

trieb. Dann können wir dort viel

erreichen. Doch wir müssen die

Forderung nach mehr Beteili-

gung auch in dieGesellschaft und

in die Politik tragen. Dazu brau-

chen wir Bündnispartner, die un-

sere Forderungen mitvertreten.

Nur so können wir der Kurzfris-

tigkeit Einhalt gebieten.

Juergen.Hennemann@fte.de

Jürgen Hennemann, 49, ist
Betriebsratsvorsitzender und
Aufsichtsratsmitglied beim
Autozulieferer FTE Automotive,
sowie Mitglied des Beirats der
IG Metall. Hennemann gilt als
Experte in Sachen Finanzinves-
toren und war als Sachverstän-
diger im Finanzausschuss des
Bundestags. Er beschäftigt
sich mit Möglichkeiten zur
Beteiligung der Beschäftigten
in und an Unternehmen.

Zum Autor

Um nachhaltig Beschäftigung zu
sichern, sind Investitionen und
Innovationen nötig. Im Bild: die
Produktion im Siemens Elektro-
nikwerk Amberg, ausgezeichnet
als »Beste Fabrik 2011«.
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Etwa eine Million Angestellte in

Deutschland erhalten Gehälter

»außerTarif«, kurz:AT. IhreZahl

nimmt zu. Es sind hoch qualifi-

zierte Fachleute, die Unterneh-

men durch Vergünstigungen

motivieren und an ihre Firmen

binden wollen. Doch nicht im-

mer ist auch AT drin, wo AT

draufsteht. Im betrieblichen All-

tag ist der AT-Ritterschlag durch

den Arbeitgeber nicht selten ei-

ne – als Privileg getarnte – Um-

gehung tariflicher Leistungen.

Abstand.Was Gehälter außer
Tarif sind, legen in der Metall-

und Elektroindustrie in den

meisten Regionen Tarifverträge

fest. Um AT zu sein, müssen

Entgelte bestimmteKriterien er-

füllen. In der Regel gilt: Die An-

forderungen müssen höher als

bei denTätigkeiten inder höchs-

ten Tarifentgeltgruppe sein.

Außerdem muss das Jahresein-

kommen in vielen Tarifgebieten

mindestens 15 Prozent (etwa in

Sachsen-Anhalt) bis 35 Prozent

(Bayern) über dem höchsten

Tarifentgelt liegen.

Tücken. Das klingt klar – und
attraktiv. Die Teufel stecken im

Detail. Ist das Gehalt wirklich

AT?WasrechnendieArbeitgeber

alles zum Entgelt? Oft zählen sie

zum Beispiel Altersvorsorge da-

zu, obwohl sie nicht zum Gehalt

gehört.

Jeder neue Tarifabschluss

kann den Abstand zwischen AT-

und Tarifgehältern schrumpfen

lassen. Denn Tariferhöhungen

gelten für AT-Angestellte nicht.

Sie profitieren allerdings indirekt

von ihnen: Wenn dank Tarifer-

höhungen der Mindestabstand

zu den höchsten Tarifentgelten

nicht mehr eingehalten wird,

muss der Arbeitgeber das AT-

Entgelt erhöhen.

AT-Beschäftigte leisten jede

Menge unbezahlte Überstunden.

Rechnetmansie aufdieStunden-

entgelte um, bleibt vom schönen

Schein desAT oft nichtmehr viel

übrig. Denn die Tarifgehälter in

der Metallindustrie sind in der

Regel auf Basis der 35-Stunden-

Woche berechnet. Was darüber

hinausgeht, muss als Mehrarbeit

zusätzlich vergütet oder in Frei-

zeit ausgeglichen werden. AT-

Angestellte verpflichten sich

jedoch meist, 40 Stunden zu ar-

beiten. Arbeitsverträge enthalten

oft Regelungen, dass Überstun-

denmit demMonatsentgelt oder

einer Pauschale abgegolten sind.

Immerhin hat das Bundes-

arbeitsgericht in mehreren Ent-

scheidungen festgestellt, dass

Pauschalierungen ohne Begren-

zung auf ein Stundenkontingent

unwirksam sind. Auch AT-An-

gestellte habenAnspruchdarauf,

dass ihre Mehrarbeit angemes-

sen vergütet wird.

AT-Angestellte, die Gewiss-

heit haben wollen, dass ihr Ein-

kommenwirklich das ist, was der

Name verspricht, sollten sich

vomBetriebsrat oder der IGMe-

tall beraten lassen.

Übertarifliche Leistungen

haben übrigens mit außer Tarif

nichts zu tun. Es sind Leistun-

gen, die der Arbeitgeber Tarif-

beschäftigten freiwillig zahlt.

Sylvia.Koppelberg@igmetall.de

DAS STICHWORT

AT-|Ge|häl|ter, die

»Überstundenrechner« –
er zeigt, wie hoch der
Stundenlohn ist, wenn
unbezahlte Mehrarbeit
berücksichtigt wird.
»Kleiner Ratgeber für
AT-Beschäftigte«

Beides gibt es unter:
engineering-igmetall.de

TIPP

http://engineering-igmetall.de



